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Zusammenfassung 
Der völkerrechtswidrige Angriff Russlands auf die Ukraine im Februar 2022 
offenbarte die Lücken und Defizite der EU- und Nato-Vorstellungen einer 
europäischen Sicherheitsarchitektur. Das heutige Russland, so die Einschätzung der 
Nato und EU, ist auf absehbare Zeit die größte Bedrohung für Frieden und 
Sicherheit im euro-atlantischen Raum. Insbesondere die Nato will dieser 
Bedrohung aus einer Position der militärischen Stärke begegnen. Nach Russlands 
Annexion der Krim 2014 sind die diplomatischen Bemühungen um die Lösung des 
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Konflikts gescheitert. Es wird sowohl auf Seiten Russlands als auch seitens der 
Nato kräftig aufgerüstet. Damit ist weder ein rasches Ende des Ukrainekrieges 
noch der neuen Aufrüstungsspirale in Sicht. 
 
Die Rhetorik der Aufrüstung dominiert gegenwärtig den politischen Diskurs 
innerhalb der Nato-Staaten, gespeist aus dem realen Bedrohungsgefühl vieler 
osteuropäischer Nato-Staaten. Mehr Geld für mehr Rüstung bedeutet mehr 
Sicherheit, so die landläufige Argumentation – auch in Deutschland. Bundeskanzler 
Olaf Scholz verkündete am 27.2.2022 die „Zeitenwende“ und umriss die deutsche 
Position: „Was für die Sicherung des Friedens in Europa gebraucht wird, das wird 
getan. Deutschland wird dazu seinen solidarischen Beitrag leisten. Das heute klar 
und unmissverständlich festzuhalten, reicht aber nicht aus; denn dafür braucht die 
Bundeswehr neue, starke Fähigkeiten.“ Und weiter: „Das Ziel ist eine 
leistungsfähige, hochmoderne, fortschrittliche Bundeswehr, die uns zuverlässig 
schützt“ (Bundesregierung 2022). 
 
 
Auch wenn die Parameter für die Bemessung des erforderlichen Geld- und 
Rüstungsvolumens unklar bleiben, will die Bundesregierung für dieses Ziel in den 
nächsten vier Jahren (2025-2028) fast 240 Milliarden Euro im Verteidigungshaushalt 
bereitstellen, zusätzlich zu den bereits bewilligten 100 Milliarden Euro 
Sondervermögen für den Zeitraum 2024-2027 (Wiegold 2024). Flankiert wird diese 
üppige Zuteilung von Steuergeldern durch Aussagen von führenden Soldat:iInnen, 
wie Heeresinspekteur Mais, der feststellte, die Bundeswehr sei seit Jahren 
kaputtgespart worden; sie stehe „mehr oder weniger blank” (Spiegel Online 2024) 
da – obwohl der Verteidigungsetat in den letzten zehn Jahren von 34 Milliarden auf 
53 Milliarden Euro angestiegen ist. Trifft die Aussage des Heeresinspekteurs zu, 
muss dies auch als Indiz dafür genommen werden, dass dafür nicht unbedingt das 
bereitgestellte Finanzvolumen entscheidend war, sondern dass auch die 
Qualifikation und Entscheidungen des politischen, militärischen und 
rüstungsindustriellen Führungspersonals der letzten 30 Jahre eine Rolle gespielt 
hat. 
Ausgehend von der auch von Bundeskanzler Scholz in seiner „Zeitenwende“-Rede 
aufgeworfenen Frage „Welche Fähigkeiten besitzt Putins Russland, und welche 
Fähigkeiten brauchen wir, um dieser Bedrohung zu begegnen, heute und in der 
Zukunft?“ (Bundesregierung 2022), hat sich diese Kurzstudie mit sechs Parametern 
beschäftigt, die für einen solchen Vergleich der Fähigkeiten zwischen den Nato- 
Staaten und Russland herangezogen werden können:  
 
Militärausgaben, Waffensysteme, Truppenstärke, Militärische Einsatzfähigkeit, 
Rüstungsproduktion und Atomwaffen. 
 
Wir kommen zu dem Schluss, dass die Nato bei fünf der Parameter ein deutliches 
Übergewicht hat. Lediglich bei den Atomwaffen kann man angesichts der 
nuklearen Abschreckungsdrohung mit der Fähigkeit zur gegenseitig gesicherten 
Vernichtung von Parität sprechen. 
 
Der Vergleich der Militärausgaben hat gezeigt, dass die Nato-Staaten derzeit etwa 
zehnmal so viel Geld für ihre Streitkräfte ausgeben wie Russland (1,19 Billionen US- 
Dollar zu 127 Milliarden US-Dollar). Selbst wenn man die USA als weltweit größte 
Militärmacht, die USA, außenvorlässt, sich nur auf die Militärausgaben der 



europäischen Nato-Staaten beschränkt und gleichzeitig auch die unterschiedliche 
Kaufkraft in den europäischen Nato-Staaten sowie in Russland berücksichtigt, 
investiert die Nato immer noch mehr in die Streitkräfte als Russland (430 Milliarden 
US-Dollar zu 300 Milliarden US-Dollar). Zwar hat Russland seine Militärausgaben 
seit 2022 erheblich gesteigert. Etwa ein Drittel des russischen Staatshaushaltes sind 
2024 für die Streitkräfte und andere Sicherheitsbehörden bestimmt, was etwa 
sieben Prozent des BIP entspricht. Allerdings wird Russland dieses militärische 
Ausgabenvolumen nicht unbegrenzt aufrechterhalten können. Das Einfrieren der 
Nato-Militärausgaben oder selbst eine Reduzierung würde das bestehende 
Ungleichgewicht zugunsten Gunsten der Nato auf absehbare Zeit nicht beseitigen. 
Das von den USA 2014 forcierte Zwei-Prozent-Ziel entbehrt einer militärpolitischen 
Raison und wird auch nicht dem Nato-internen Problemfeld der Lastenteilung im 
Bündnis (Burden-Sharing) gerecht. Im Gegenteil droht es nur bisheriges 
Missmanagement in den Streitkräften und Preistreiberei in der Rüstungsindustrie 
weiter zu alimentieren und zu befördern. 
 
 
Der quantitative Vergleich der einsatzbereiten Großwaffensysteme, wie z.B. 
Kampfflugzeuge, Panzer und Kriegsschiffe, gilt unbestritten als einer der 
wesentlichen statistischen Indikatoren für eine Bewertung der militärischen Stärke. 
Dabei müssen auch weitere qualitative Aspekte berücksichtigt werden, wie z.B. die 
technischen Leistungsparameter oder die Versorgung mit Munition. Die Ergebnisse 
der statistischen Auswertung belegen eindeutig, dass es in keinem der 
klassischen Bereiche von Großwaffensystemen einen Nachholbedarf für das Nato-
Bündnis gibt, selbst wenn man die Kapazitäten der USA nicht berücksichtigt. 
Die Jahrzehntelange Aufrüstung in der Nato hat für ein deutliches Übergewicht 
gesorgt, nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ. In fast allen Bereichen 
verfügt die Nato über wenigstens dreimal so viele Waffensysteme wie Russland. 
Zudem sind die verfügbaren Großwaffensysteme der Nato in der Regel moderner 
(im Sinne der Fähigkeiten und Leistungsfähigkeit) als die russischen. 
Insgesamt hängt Russland der Nato wenigstens zehn Jahre bei den 
konventionellen Waffentechnologien hinterher und verliert zunehmend die 
Fähigkeit, neue moderne Waffensysteme eigenständig zu konzipieren und 
herzustellen – anders als die Nato- Staaten und vor allem die größte globale 
Militärmacht USA. Aufgrund des Krieges in der Ukraine kämpft Russland bereits damit, 
die verlorenen Waffensysteme adäquat zu ersetzen und muss sogar dazu übergehen, 
z.T. fünfzig Jahre alte Panzer wieder Instand zu setzen. Selbst wenn die Nato-Staaten 
sich nun damit begnügen würden, ihr Waffenarsenal auf dem jetzigen Stand zu halten, 
würden Jahrzehnte vergehen, bevor Russland gleichziehen könnte – von 
vorbeiziehen ganz zu schweigen. Ein solches Szenario wäre darüber hinaus auch nur 
dann realistisch, wenn Russland den Krieg in der Ukraine beendet, sich die russische 
Wirtschaft von der Umstrukturierung zur Kriegswirtschaft erholt und die westlichen 
Sanktionen aufgehoben würden. 
 
 
Die Truppenstärke, also die Zahl der aktiven Soldat:Innen und der Reservist:Innen, 
ist neben den Militärausgaben und den Großwaffensystemen ein dritter Indikator, 
der in der Regel bei einem Vergleich der militärischen Stärke herangezogen wird. 
Ähnlich wie bei den Großwaffensystemen spielen hier auch verschiedene weitere 
Variablen eine Rolle, die Qualität des Militärpersonals bzw. die Einsatzbereitschaft 
der Streitkräfte beeinflussen, wie z.B. der Anteil der Wehrpflichtigen, 



Ausbildungsstand oder gemeinsame Manöver. Auch hier unterstreichen die 
verfügbaren Zahlen das Ungleichgewicht zugunsten der Nato. Das Militärbündnis 
verfügt über mehr als 3 Millionen SoldatIInnen und ein großes Reservoir an 
ReservistIInnen, um in einer militärischen Konfrontation qualifiziertes Personal 
einzusetzen. Russlands Streitkräfte haben eine Personalstärke von 1,33 Millionen. 
Doch bereits vor dem Angriff auf die Ukraine war es den russischen Streitkräften 
nicht gelungen, die festgelegte Personalstärke zu erreichen. In der Regel konnten 
200.000 nicht besetzt werden. Gegenwärtig hat sich die Situation weiter 
verschlechtert. Die Verluste sind hoch, die Desertionen nehmen zu. Zwar werden 
die Rekrutierungsvorgaben ständig erhöht, genauso wie die Soll-Personalstärke, 
aber es ist nicht ersichtlich, wie die russischen Streitkräfte auf absehbare Zeit diese 
Vorgaben erreichen und dabei auch die eigentlich notwendigen Mindeststandards 
an Ausbildung und Qualifikation gewährleisten können. 
 
 
Die deutliche Überlegenheit der Nato bei den Kennzahlen für Militärausgaben, 
verfügbaren Waffensysteme und der Truppenstärke setzt sich auch bei der 
Bewertung der militärischen Einsatzbereitschaft fort. Die „militärische 
Einsatzbereitschaft“, also die Fähigkeit, die verfügbaren Truppen und Waffen 
tatsächlich einzusetzen, ist von vielen, weniger greifbaren Faktoren abhängig. Dazu 
gehören die Effektivität von Kommandostrukturen, die Einsatzorientierung oder die 
Transport- und Nachschub-Infrastruktur. Der Vergleich der gegenwärtigen 
Strukturen und Reformen der Nato und Russlands sowie die Analyse des russischen 
Vorgehens in Syrien und der Ukraine erlauben die Schlussfolgerung, dass Russland 
derzeit und auf absehbare Zeit kaum in der Lage sein wird, die Nato in einem 
konventionellen Krieg herauszufordern. Die Nato-Staaten führen seit vielen Jahren 
mehrere Militäreinsätze im Ausland gleichzeitig durch, ohne vergleichbare Engpässe 
und Verluste und ohne dass die weitere Modernisierung der Streitkräfte ins Stocken 
gerät. Selbst wenn das neue Nato Force Model (NFM), dass Kapazitäten für die 
Mobilisierung und Verlegung von 500.000 Soldat:iInnen innerhalb eines halben 
Jahres schaffen will, nur zum Teil umgesetzt wird, übersteigt es die russischen 
Fähigkeiten ähnliches zu erreichen. In der Ukraine kämpfen die russischen 
Streitkräfte im dritten Kriegsjahr damit, überhaupt größere Verbände aufzustellen, 
die nicht unterbesetzt und nicht mit veralteten Waffen ausgestattet sind. Zudem 
fehlt es den russischen Streitkräften an wichtigen unterstützenden Elementen, um 
nachhaltig eine großangelegte Bodenoffensive durchführen zu können. Die 
Reichweite ihrer Kampf- und Transportflugzeuge ist aufgrund der fehlenden 
Luftbetankungsmöglichkeiten eingeschränkt. Die russische Marine verfügt nicht 
über die Fähigkeit einer nachhaltigen Machtprojektion außerhalb der eigenen 
Küsten und ist nicht in der Lage, Versorgungswege über die europäischen Meere 
durchzusetzen. 
 
 
Ohne eine leistungsfähige Rüstungsindustrie lässt sich die Ausstattung der 
Streitkräfte mit modernen Waffensystemen nicht gewährleisten. Sowohl die Nato 
als auch Russland setzen mehr Waffen auch mit mehr Sicherheit gleich. Die Nato 
will, dass ihre Mitgliedstaaten dauerhaft mindestens 20 Prozent ihrer 
Verteidigungshaushalte für Rüstungsbeschaffungen ausgeben. Insgesamt zeigt sich 
auch im Bereich der Rüstungsbeschaffung und Rüstungsproduktion, dass die 
Kapazitäten dafür zwischen beiden Seiten äußerst ungleich verteilt sind. Betrachtet 
man die Liste der größten 100 Rüstungsfirmen der Welt, ist die Dominanz der US- 



amerikanische Rüstungsindustrie offensichtlich. 2022 erwirtschaften 42 US- 
amerikanische Rüstungsfirmen die Hälfte des Rüstungsumsatzes von etwa 600 
Milliarden US-Dollar der 100 größten Firmen. Aus den übrigen Nato-Staaten 
stammen dreißig Rüstungsunternehmen in den Top 100, die etwa ein Fünftel des 
Gesamtrüstungsumsatzes erzielten. Dagegen finden sich nur zwei Firmen aus 
Russland in dieser Liste, die allerdings wiederum eher eine Holding für ein 
weitverzweigtes Geflecht von fast 900 Rüstungsunternehmen und 
Produktionsstätten fungieren. 
Um überhaupt den gegenwärtigen Mindestbedarf an Rüstungsgütern gewährleisten 
zu können, hat die russische Regierung weitreichende 
Restrukturierungsmaßnahmen vorgenommen, noch mehr Produktionsstätten in die 
Rüstungsholdings integriert, und mit zentralistischen staatlichen Eingriffen die 
Industrie auf eine Kriegswirtschaft ausgerichtet. Trotz umfassender westlicher 
Sanktionen erweist sich die russische Wirtschaft kurzfristig als widerstandsfähig. 
Erhöhte Energiepreise, erhöhte Staatsausgaben, vor allem die Priorisierung des 
Rüstungsbereichs, waren die Wachstumstreiber der Wirtschaft. Die 
Wachstumsraten lagen bei etwa drei Prozent. Mehr als eine halbe Million neue Jobs 
wurden laut russischer Regierung in der Rüstungsindustrie geschaffen. Doch der 
Personalbedarf der Rüstungsindustrie und der Streitkräfte sowie die Abwanderung 
von Fachkräften ins Ausland führen zu Engpässen auf dem Arbeitsmarkt und haben 
Auswirkungen auf andere kritische zivile Wirtschaftsbereiche. Der Spielraum der 
russischen Regierung für weitere Maßnahmen zur Erhöhung der 
Rüstungsproduktion wird immer kleiner. Im Gegensatz dazu sind die Nato-Staaten 
noch weit von der Notwendigkeit entfernt, in Rüstungsproduktionsprozesse mit 
regulativen Instrumenten einzugreifen, um die weitere Aufrüstung und 
Modernisierung zu gewährleisten. 
 
 
Die große bekannte Unbekannte bei diesem Vergleich der militärischen Kapazitäten 
der Nato mit Russland ist die Dimension der Atomwaffen. Die Nato-Staaten sind 
Russland in allen konventionellen Militärbereichen und bei den strukturellen 
Rahmenbedingungen überlegen. Bei den Atomwaffen dagegen herrscht ein 
strategisches Gleichgewicht. Russland und die USA besitzen rund 90 Prozent der 
weltweit vorhandenen rund 12.000 Atomsprengköpfe und der entsprechenden 
Trägersysteme. Sie verfügen damit über genügend Sprengkraft, um die Welt 
unbewohnbar zu machen. Aufgrund der neuen atomaren 
Modernisierungsprogramme auf beiden Seiten ist eine gefährliche Dynamik in 
Gang gesetzt worden, die zum schrittweisen Abbau der bestehenden 
Rüstungskontrollmaßnahmen geführt hat und die gegenseitige Unsicherheit über die 
jeweiligen neuen Fähigkeiten der anderen Seite erhöht. Russland hat deutlich 
gemacht, dass aufgrund des Übergewichts der USA bei den Trägersystemen für 
Atomwaffen die Gewährleistung der atomaren Zweitschlagfähigkeit von zentraler 
Bedeutung ist und deswegen die Stationierung von Luftverteidigungssystemen, 
die weit in das russische Staatsgebiet rein reichen, nicht ohne eine Gegenreaktion 
hingenommen werden. Außerdem betrachtet Russland den Einsatz von nicht- 
strategischen Atomwaffen als derzeit einziges Korrektiv zur konventionellen 
Überlegenheit der Nato-Staaten. In diesem Kontext birgt die angekündigte 
Stationierung zusätzlicher amerikanischer Atomwaffen kürzerer und mittlerer 
Reichweite in Europa eine zusätzliche Gefahr der Eskalation und eines neuen 
atomaren Wettrüstens in Europa. 
 



Eine andere Zeitenwende ist notwendig 
 
 
Der Vergleich der militärischen Kapazitäten der Nato und Russlands lässt keinen 
Zweifel an der allgemeinen militärischen Überlegenheit der Nato. Diese 
Überlegenheit ist kein Ergebnis von Maßnahmen, die infolge des 
völkerrechtswidrigen russischen Angriffs auf die Ukraine seitens der Nato-Staaten 
ergriffen wurden. Sie ist das Ergebnis einer mehrere Jahrzehnte langen 
Ausweitung und Modernisierung sowie der Ausrichtung der Nato auf 
Auslandseinsätze. Russland dagegen hat erst seit 2008 die Streitkräfte 
systematisch reformiert, wird aber diesen Vorsprung der Nato in absehbarer Zeit 
auch nicht aufholen können. Damit bleiben die Atomwaffen das größte russische 
Faustpfand. Allerdings bleibt die alte Regel 
des nuklearen Patts weiterhin bestehen: Wer Atomwaffen einsetzt, muss mit einem 
Zweitschlag und mit der eigenen Vernichtung rechnen. 
Gleichzeitig bedeutet eine statistische Überlegenheit noch nicht automatisch 
Frieden und Sicherheit. Die Entscheidung darüber, Kriege zu führen, wird nicht durch 
Zahlen getroffen, sondern durch politischen Willen. Genau an dieser Stelle müsste 
die Zeitenwende ansetzen. Gegenwärtig fehlt es – abgesehen von einem 
erfolgversprechenden Ansatz zur Beendigung des Krieges in der Ukraine – sowohl 
an einem stabilen institutionalisierten Dialog zwischen der Nato und Russland über 
die Stationierung konventioneller Streitkräfte in Europa, ebenso wie am Dialog 
zwischen den USA und Russland über atomare Rüstungskontrolle oder gar nukleare 
Abrüstung. Existierten in den 1990er Jahren und bis in die 2000er Jahre hinein noch 
mehrere sich überlappende effektive Instrumente und Mechanismen der 
konventionellen und nuklearen Rüstungskontrolle, haben beide Seiten jeden Anlass 
willkommen geheißen, um sich dieser Verpflichtungen zu entledigen. Nun droht 
2026 das letzte verbliebene Instrument, das New START Abkommen auszulaufen. 
Deutschland und die anderen Nato-Staaten müssen initiativ darauf hinwirken, dass 
die USA und Russland weiterhin das New START Abkommen befolgen. Die USA 
könnten dies auch einseitig tun – zumindest bis 2026, dem Ende des derzeitigen 
New START-Abkommens, um Vertrauen für einen neuen Ansatz zur 
Rüstungskontrolle aufzubauen. Auch die Nato, die zwar offiziell keine Atommacht 
ist, aber drei Atomwaffenstaaten als Mitglieder hat, und einer Reihe von Staaten im 
Kriegsfall eingeschränkten Zugriff auf Atomwaffen einräumt, steht ebenso in der 
Verantwortung, einen Beitrag dazu zu leisten. Das Konzept der nuklearen Teilhabe 
und der Einbindung der Atomwaffen in ihre militärische Strategie muss auf den 
Prüfstand, genauso wie die konventionelle Aufrüstungs- und Stationierungspolitik 
der Nato in Europa. Ein weiterer wichtiger Punkt wäre die Begrenzung der 
Stationierung von Atomwaffen mit kürzerer und mittlerer Reichweite in Europa. Die 
geplante Stationierung amerikanischer Tomahawk-Raketen in Deutschland sollte 
überdacht werden, auch weil mit spiegelbildlichen Aufrüstungsreaktionen Russlands 
zu rechnen ist. 
Wir kommen zu dem Schluss, dass die Nato bei fünf der Parameter ein deutliches 
Übergewicht hat. Lediglich bei den Atomwaffen kann man angesichts der 
nuklearen Abschreckungsdrohung mit der Fähigkeit zur gegenseitig gesicherten 
Vernichtung von Parität sprechen. 
 
 
 
 


